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V E R A N S T A L T U N G B E R I C H T  

 

Kroatische Wirtschaftsstrategie – 
Zwei Jahre EU-Mitgliedschaft

Im Rahmen einer Veranstaltung unserer 

Reihe zu wirtschaftspolitischen Fragen in 

Kroatien: "Economic Policy Debate (EPD)" 

kommentierte der kroatische Ministerprä-

sident Zoran Milanović am 2. Juli 2015 in 

Anwesenheit des ehemaligen Staatspräsi-

denten Prof. Dr. Ivo Josipović, der beiden 

ehemaligen Ministerpräsidenten Dr. Fran-

jo Gregurić und Nikica Valentić sowie 

zahlreicher Botschafter und kroatischer 

Parlamentsabgeordneten eine von unse-

rer Partnerorganisation "Zagreber Initia-

tive (ZI)" vorgestellte Studie zu den wirt-

schaftlichen Folgen der inzwischen zwei-

jährigen EU-Mitgliedschaft Kroatiens. 

Der Leiter der Konrad-Adenauer-Stiftung in 

Kroatien, Dr. Michael Lange betonte zu-

erst die Notwendigkeit einer Debatte über 

eine adäquate Wirtschaftsstrategie für Kroa-

tien, die vor allem die Wettbewerbsfähigkeit 

des Landes stärken solle. Gleichzeitig mach-

te er die Teilnehmer mit dem deutschen 

Modell der sozialen Marktwirtschaft ver-

traut, das auch von der „Zagreber Initiative“ 

empfohlen werde. Es biete eine Kombinati-

on von wirtschaftlicher Freiheit und sozialer 

Verantwortung mit dem Ziel der Förderung 

des Gemeinwohls. Die Konzentration auf die 

Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit habe 

Deutschland im Wege der Liberalisierung 

seiner Kapital- und Arbeitsmärkte heute das 

Prädikat eines „Wachstumsmotors in Euro-

pa“ eingebracht und auch Kroatien können 

von diesem Modell lernen, um die eigene 

wirtschaftliche Prosperität sicherzustellen. 

Der ehemalige Ministerpräsident und aktuel-

le Wirtschaftsberater der kroatischen Präsi-

dentin, Nikica Valentić,  übermittelte dann 

die Grüße und besten Wünsche der Staats-

präsidentin und betonte die Bedeutung der 

Annäherung der Positionen der wichtigsten 

politischen Parteien bei der Suche nach ei-

ner erfolgversprechenden Wirtschaftsstrate-

gie. Mehr Einigkeit in diesen Fragen könne 

zu gemeinsamen Anstrengungen zur Über-

windung der Wirtschaftskrise in Kroatien 

führen. Valentić lobte die Konferenz als eine 

Form der Förderung des wirtschaftspoliti-

schen Dialogs über Parteigrenzen hinweg 

zur Erörterung der wichtigsten wirtschaftli-

chen Herausforderungen des Landes und 

seiner neuen Rolle als Vollmitglied der EU.  

Das Mitglied der Zagreber Initiative, Prof. 

Dr. Slaven Letica, präsentierte dann zu-

erst die Methodologie der Studie:  „Wirt-

schaftliche Lage Kroatiens Mitte 2015“, mit-

hilfe medizinischer Termini. Die Autoren der 

Studie hätten nämlich zuerst die Symptome 

der aktuellen kroatischen Rezession spezifi-

ziert, und dann mögliche Ursachen erörtert 

bevor man zu Empfehlungen für die Erho-

lung von der Krise gelangt sei. Die Bedeu-

tung der Forschung erkläre sich aus der 

großen Anzahl der Befragten (mehr als 240 

Unternehmer, Manager etc.) die die Studie 

mit ihrem Wissen, ihren Meinungen und ih-

ren Vorschläge zur Stärkung der kroati-

schen Wirtschaft bereicherten. Die Erkennt-

nisse der Studie haben die Autoren dann 

mit den Ergebnissen der Eurobarometer-

Umfrage und den entsprechenden Einlas-

sungen der Präsidentin der Republik Kroa-

tien verglichen. Prof. Letica verwies im 

Rahmen seiner Darstellung der wichtigsten 

Ergebnisse der Studie dann darauf, dass die 

meisten der Befragten die aktuelle wirt-

schaftliche Situation Kroatiens als „Ohn-

macht“ und „Apathie“ (42%), und als wirt-

schaftliche Depression (16%) beschrieben 

und sich vor einer drohenden wirtschaftli-

chen Katastrophe (14%) fürchteten.                                            
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Der Co-Autor der Studie, Prof. Dr. Mladen 

Vedriš verwies dann in seiner Darstellung 

der Ergebnisse auf die überraschend positi-

ve Einstellung der Befragten zur Mitglied-

schaft Kroatiens in der EU (59%). Als die 

schwierigsten wirtschaftlichen und sozialen 

Probleme Kroatiens wurden von den Befrag-

ten die teure und ineffiziente öffentliche 

Verwaltung (22%), die hohen öffentlichen 

Ausgaben (13%) und die nicht-kompetitive 

industrielle Produktion (10%) genannt. Als 

positiv wurden von den Umfrageteilnehmern 

der Abbau der Anzahl der staatlichen Insti-

tuten und Agenturen (20%), die Aufrecht-

erhaltung der Zahlungsfristen im Umgang 

mit dem privaten Sektor (17%) und die 

Förderung von Investitionen mit dem Fokus 

auf Energie, Bildung und Umwelt (14 %) 

bewertet. Mit Blick auf die Europäische Poli-

tik wurden die Pläne für die Umstrukturie-

rung der Staatsverschuldung (29%), die 

Auflage von öffentlichen Investitionspro-

grammen (21%) sowie die Stimulierung der 

industriellen Produktion durch steigenden 

Konsum (18%) positiv hervorgehoben. 

Gleichzeitig äußerten sich die Befragten mit 

den Ansätzen zur Lösung der monetären 

Krise (44%) und der Abwertung der natio-

nalen Währung (26%) nicht einverstanden. 

Zudem würden die Befragten die mögliche 

Privatisierung der Wasser- (26%) und 

Stromversorgung (13%) sowie der Forst-

wirtschaft (24%) nicht unterstützen. 

Die beiden Forscher betonten die Bedeutung 

der Herbeiführung eines weitgehenden Kon-

sensus in Bezug auf die notwendigen Struk-

turreformen und die Maßnahmen in den Be-

reichen Demographie, Beschäftigung und 

Nutzung des Potentials der EU-Fonds. So 

müsse die Reorganisation der öffentlichen 

Verwaltung ein „Staatsprojekt“ und kein 

„Parteiprojekt“ werden. Als Hauptursachen 

für die aktuelle Wirtschaftskrise machten 

die Autoren die Justiz-, Verwaltungs- und 

Parteipolitik aus. Einen besonderen Wert 

maßen sie dem Schuldenmanagement bzw.  

der Umstrukturierung der Staatschulden zu. 

Als eine der Voraussetzungen für die Rück-

kehr zu wirtschaftlichem Wachstum und ge-

sellschaftlichem Optimismus betrachteten  

die Autoren eine Rückkehr zu Wachstumsra-

ten von mindestens 3-4% pro Jahr. 

Der kroatische Ministerpräsident Zoran Mi-

lanović kommentierte anschließend die Er-

gebnisse der Forschung ausführlich. Zu Be-

ginn seiner Ausführungen lobte er den Um-

fang und die Bedeutung der durchgeführten 

Forschung. Ebenso bedankte er sich bei der 

Konrad-Adenauer-Stiftung für die Unterstüt-

zung Kroatiens auf den Weg in die EU und 

für alles, was die Konrad-Adenauer-Stiftung 

in den vergangenen 25 Jahren für das Land 

Kroatien getan habe.                               

Er wies dann darauf hin, dass Kroatien noch 

weit von einem zufriedenstellenden wirt-

schaftlichen Zustand entfernt sei, dass sich 

Kroatien in seiner Amtszeit aber in ein bes-

ser organisiertes Land entwickelt habe, in 

dem die Gesetze transparent gestaltet und 

von den Bürgern auch befolgt würden.      

Als ein Beispiel für den Erfolg der Regie-

rungspolitik könne der Schiffbau gelten, der 

nach dem EU Beitritt erfolgreich umstruktu-

riert wurde, do dass er heute durchaus wie-

der konkurrenzfähig sei. Die kroatische 

Wirtschaft beschrieb er dann allgemein als 

widerstandsfähig, da sie dank des erfolgrei-

chen Tourismus nicht nur von einer Finan-

zierungsquelle abhänge. Kroatien bräuchte 

zwar stärkere Wachstumsraten, um zu den 

entwickelten Ländern in Europa aufzuschlie-

ßen müsse dafür aber für größere wirt-

schaftliche Freiheiten eintreten. Er sei je-

doch nicht der Meinung, dass Kroatien eine 

übergroße Anzahl von Gespanschaften bzw. 

einen überdimensionalen Öffentlichen Sek-

tor verfüge. 

In der sich anschließenden Podiumsdiskus-

sion zum Thema: "Politische, wirtschaftliche 

und soziale Auswirkungen der kroatischen 

Mitgliedschaft in der EU", eröffnete die HDZ-

Abgeordnete im Europäischen Parlament, 

Ivana Maletić die Debatte mit dem Hin-

weis auf die verpassten Möglichkeiten im 

Bereich der EU-Fonds. Zwar stünden auch 

Kroatien diese Mittel zur Verfügung seit dem 

31.12.2014 seien jedoch 30 Mio. Euro mehr 

an die EU geflossen als aus den EU Fonds 

abgerufen worden, weshalb Kroatien zum   

Nettozahler innerhalb der EU geworden sei. 

Sie äußerte sich dann zu den Schlüsselprob-

lemen der kroatischen Wirtschaft, die einen 

Entwicklungsfalle darstellten und auf die in 

der Studie zu Recht hingewiesen worden 

sei.                                                        
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Sie sei jedoch der Überzeugung, dass die 

wirtschaftliche Stagnation und die hohe Ar-

beitslosigkeit durch die Maßnahmen, die 

laut dem neuen Wirtschaftsprogramm der 

HDZ vorgesehen seien, durchaus gelöst 

werden können. 

Der ehemalige kroatische Botschafter bei 

der EU und Mitglied der Zagreber Initiative, 

Prof. Dr. Zoran Jašić, bedauerte, dass 

Kroatien bisher keine umfassendere Ver-

wendung der EU-Mittel habe erreichen kön-

nen. Kroatien müsse deshalb selbst einen 

Weg finden, um Wachstum aus eigener 

Kraft zu generieren, da die EU-Mittel immer 

nur als Katalysator dienen sollten. Er 

schloss mit der Mahnung, dass die EU-

Mitgliedschaft Kroatiens kein Ersatz für die 

Durchsetzung eigener Wirtschaftsreformen 

sein könne. 

Der Wirtschaftsexperte, Prof. Dr. Ivan Ko-

prić, sprach dann über die Bedeutung der 

Reform der Öffentlichen Verwaltung in Kroa-

tien, die für ihn eine Voraussetzung für die 

wirtschaftliche Gesundung und erfolgreiche 

zukünftige Entwicklung seines Landes sei. 

Ihm zufolge seien viele kroatische Agentu-

ren noch nicht bereit, dem europäischen 

Verwaltungsraum vollständig beizutreten. Er 

betonte mit Blick auf die territoriale Gliede-

rung des Landes dann noch die Wichtigkeit 

des politischen Konsenses, da für eine Neu-

gliederung der entsprechenden Verwal-

tungsstrukturen ein Minimum von zwei Le-

gislaturperioden zu veranschlagen sei.  

Der Präsident der Kroatischen Vereinigung 

der Wirtschaftswissenschaftler, Prof. Dr. 

Ljubo Jurčić, identifizierte als das größte  

Problem der neuen EU-Mitgliedsstaaten de-

ren politische Klasse. Die Politiker dieser 

Länder hätten die Illusion verbreitet, der 

EU-Beitritt allein würde alle Probleme lösen. 

Jedoch war Kroatien schon vor dem EU-

Beitritt ein Mitglied der WTO, so dass der 

Marktzugang schon früher erreicht wurde. 

Seiner Meinung nach sollte Kroatien eine 

eigene Entwicklungsstrategie verfolgen und 

sich innerhalb der EU spezialisieren. Jurčić 

bemerkte dazu, dass die bisherigen Investi-

tionen in die kroatische Industrie nur etwa 

so umfangreich gewesen seien, wie jene in  

kroatische Einkaufszentren.  

Der Präsident des HDZ-Ausschusses für Fi-

nanzen, Dr. Tomislav Ćorić, kritisierte 

dann die aktuelle kroatische Regierung, da 

sie auf der Grundlage des doch eher gerin-

gen aktuellen wirtschaftlichen Wachstums 

von 0,5 Prozent dem Land eine perfekte 

Zukunft prognostiziere. Er verstehe dabei 

die aktuelle Wirtschaftspolitik der Regierung 

nicht, da die Daten deutlich zeigten, dass 

sich Kroatien von den anderen EU Ländern 

immer mehr entferne. Es werde etwa emp-

fohlen, dass Kroatien der Eurozone beitre-

ten solle, um in den Genuss einer Verringe-

rung der Risikoprämien und damit auch 

niedrigerer Zinsen (zur eigenen Schuldentil-

gung) zu gelangen. Dies sei jedoch verfehlt. 

Ein größeres Problem sehe er dagegen in 

der Abwesenheit einer modernen Schulden-

verwaltung, für die in anderen EU Staaten 

ein separates Schuldenmanagement einge-

richtet worden sei. Abschließend empfahl er  

Kroatien eine klarere Wirtschaftsstrategie 

und eine konsistentere Wirtschaftspolitik. 

Die meisten Teilnehmer er Podiumsdiskussi-

on stimmten mit den in der vorgestellten 

Studie erarbeiteten Schlussfolgerungen und 

Empfehlungen für die Politik überein. Um 

ein höheres Wirtschaftswachstum zu errei-

chen seien nun mal Strukturreformen unab-

dingbar. Voraussetzung zur Erreichung hö-

herer Wachstumsraten sei die Modernisie-

rung und Steigerung der Effizienz der öf-

fentlichen Verwaltung in Kroatien, eine akti-

vierende Wirtschaftspolitik und ein politi-

scher Konsensus über die wichtigsten wirt-

schaftlichen Ziele und Maßnahmen. 

  


